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EINFÜHRUNG IN DAS ÖSTERREICHISCHE 
GESELLSCHAFTSRECHT 
SZIKORA, VERONIKA* 
1. Gesellschaftsíbrmen in Österreich 
„Das Gesellschaftsrecht umfasst die Normen für alle Zusammenschlüsse von 
Personen, um bestimmte gemeinschaftliche Ziele wie eine physische Einzelper-
son zu verfolgen. Soweit Einmanngesellschaften zulassig sind, werden gesell-
schaftsrechtliche Organisationsformen verwendet. Im allgemeinen ist das Ge­
sellschaftsrecht ein Teil des Privatrechts."1 
Andere Bereiche des Privatrechts habén verstandlicherweise Rückwirkun-
gen auf das Gesellschaftsrecht.2 
Gesellschaften i. S. d, österreichischen Gesellschaftsrechts sind insbeson-
dere3: 
- die bürgerlich-rechtliche Erwerbsgesellschaft4 (GesbR) 
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 Der ideelle Vérein 
- der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VAG) 
- Sparkassen16 
- die Europáische Wirtschaftliche Interessenvereinigung17 (EWIV) 
Die Rechtsordnung bietet verschiedene Gesellschaftsformen an, unter denen die 
Interessenten wahlen können. (freie Rechtsformenwahl)18 
Kein Rechtsgebiet des Privatrechts au(3er dem Arbeitsrecht hat sich seit 
Inkrafttreten des ABGB in gröBerem Umfang entwickelt als das Gesellschafts­
recht. 1811 gab es nur eine Gesellschaftsform, die bürgerlich-rechtliche, die 
auch für Gesellschaft, die Aktién ausgaben, Geltung hatte. Von dieser Gesell­
schaft nahmen die heute bestehenden Gesellschaftsformen ihren Ausgang.19 
Die Rechtsordnung untersagt wegen der Rechtssicherheit, die Bildung 
neuen, gesetzlich nicht geregelten Gesellschaftsformen.20 
Di österreichischen Gesellschaftsformen sind geschlossen, dh. es kann im 
Wege der Privatautonomie keine neue Gesellschaftsform erfunden werden; so 
91 
weit reicht die Vertragsfreiheit nicht. 
Zunachst ist darauf hinzuweisen, dass es einen numerus clausus22 der Ge­
sellschaftsformen gibt. Daher können nur Gesellschaften gegründet werden, die 
gesetzlich vorgesehen sind. Auch inhaltlich sind bestirnmte Gesellschaftsformen 
stark durch zwingendes Recht determiniert. Grund dafür ist einmal der notwen-
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noch dazu: Hammerle, Hermann - Wünsch, Horst: Handelsrecht3, Bd 2 Gesellschafts­
recht (1978) 30.; OGH, GesRZ (1986) 150. 
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 Numerus clausus = Geschlossenheit der Gesellschaftsformen 
dige Sehutz von Glaubiger der Gesellschaft, aber auch der der Gesellschafter 
selbst. Das Gesellschaftsrecht kennt somit einen Typenzwang, aber auch einen 
recht weitgehenden Inhaltszwang.23 Das Spektrum des Gesellschaftsrechts ist 
ausgesprochen groB.24 
2. Rechtsquellen des Gesellschaftsrechts 
2.1. Die bürgerlich-rechtliche Erwerbsgeselhchaft25 (GesbR) 
GesbR ist seit 1811 in den §§ 1175-121626 ABGB fast unverandert geregelt.27 
Sie ist in den ABGB nur sehr knapp geregelt, ist aber in der Praxis vielfach an-
gewandte und bewahrte Gesellschaftsform íur Zusammenschlüsse von Minder-
kaufleute in Handel und Gewerbe.28 Da sie in kein Register eingetragen wird 
und vom wechselnden Bestand ist, kann ich keine genaue Zahl 2 9 angeben.30 
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 Bydlinski, Péter: Grundzüge des Privatrechts fiir Ausbildung und Wirtschaftspraxis3, 
Wien: Manz (1997) 250. (Rz 909) 
2 4
 Bydlinski, Péter: Grundzüge des Privatrechts für Ausbildung und Wirtschaftspraxis3, 
Wien: Manz (1997) 250. (Rz 911) 
2 5
 Die Legaldefinition des § 1175 ABGB erfasst nur die Gev/inn gerichtete Gesellschaft 
{Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GesbR)}, die so genannte Erwerbsgesellschaft bür­
gerlichen Rechts 
2 6
 § 1196, der die Zusage einer den gesetzlichen Zinssatz übersteigenden Verzinsung 
ohne Verlustanteil verboten hatte, wurde durch das G, RGB1 1868/62, aufgehoben. Die 
Sonderbestimmungen fiir Handelsgesellschaften (§§ 1204 und 1214) wurden durch § 1 
EGAHGB 1863 auPer Kraft gesetzt. 
Eine zweimalige Anderung hat der § 1210 ABGB (Ausschlussgründe) erfahren: BGB1 
1974/496 und BGB1 1983/136. 
2 7
 Kastner, Walter - Doralt, Péter - Nowotny, Christian:: Grundrip des österreichischen 
Gesellschaftsrechts3 u n d 5, Wien: Manzsche Verlags- und Universit&tsbuchhandlung 
(1979)331.und(1990)5 38. 
2 8
 z. B. Ehegattengesellschaften, Kanzleigemeinschaften, Bank- und Emissionskonsor-
tien 
2 9
 Die von der Finanzverwaltung erfassten Dauergesellschaften belaufen sind auf rund 
85000 (in Österreich, 1982) 
3 0
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1.1.1982) Eisenstadt: Prugg (1982) 11. 
2.2. Die Offene Erwerbsgesellschaft (OEG) und die 
Kommanditerwerbsgesellschafi1 (KEG) 
Das ErwerbsgesellschaftenG (EEG) 199032 hat es möglich gemacht, dass ein 
Unternehmen auch dann unter gemeinsamer Firma betrieben werden kann, wenn 
es sich nicht um ein vollkaufmarmisches Gewerbe handelt. Nach dem Vorbild 
von OHG und KG ist die Gründung einer offene Erwerbsgesellschaft (OEG) 
bzw. einer Kommanditerwerbsgesellschafi (KEG) immer dann möglich, wenn 
ein gemeinschaftlicher Erwerb unter gemeinsamer Firma geplant ist, die Voraus-
setzungen zur Gründung einer OHG bzw. KG aber nicht vorliegen.33 
In diesen Gesellschaftsformen können sie alsó etwa Angehörige freier Be-
rufe 3 4 zusammenschlieBen.35 
2.3. Die Offene Handelsgesellschajf6 (OHG) 
Regelungen über die offene Handelsgesellsehaft finden sich in den §§ 105-160 
HGB 3 7. Die OHG und KG gehören dem Gesellschaftstyp der Personen- und 
Handelsgesellschaften an. Sie sind im Handelsregister eingetragen und müssen 
ein Vollhandelsgewerbe betreiben. Bei der OHG haften alle Gesellschafter voll 
und uneingeschrankt.38 
2.4. Die Kommanditgesellschaft9 (KG) 
Der OHG weitestgehend nachgebildet ist die Kommanditgesellschaft. Nahere 
Regelungen befinden sich in den §§ 161-177 HGB. 4 0 Bei der KG trifft die Voll-
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 §§ 161 ff. HGB 
haftung nur den Komplementar. Der Kommanditist haftet nur mit seiner Einla-
41 ge-
2.5. Die Stíllé Gesellschaft12 (StG) 
Die stille Gesellschaft ist in den §§ 178-188 HGB geregelt. Sie stellt eine reine 
Innengesellschaft dar.43 
DieOHG, die KG und die StG sind durch die §§ 105 bis 188 HGB gere­
gelt. Subsidiar gilt nicht das Gesellschaftsrecht des ABGB, sondern das des 
deutschen BGB 4 4, eingeführt durch Art 7 Nr. 1 bis 20 EVHGB4 5. Daher besteht 
in diesem Bereich weitestgehend Rechtsgleichheit zwischen Österreich und 
Deutschland.46 
2.6. Der Vérein nach dem VereinsG 1951 
Die meisten Vereine sind heutzutage nach dem VereinsG 1951 4 7 konstituiert. 
Man spricht von „Idealverein", da solche Vereine primar blofi ideellen Zwecken 
dienen dürfen48. 
2.7. Der Vérein nach dem Vereinspatent 1852 
Der Vérein nach dem Vereinspatent 1852 kann nicht auf ideelle Ziele gerichtet 
sein, er kann keine Kreditunternehmung betreiben.49 Unternehmerische Zwecke 
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können nur mit einem nach dem Vereinspatent 1852 gegründeten Vérein ver-
folgt werden.51 Auch der Vérein zahlt zu den Körperschaften und damit zu den 
juristischen Personen.52 
2.8. Die Aktiengesellschaft (AG) 
Die zweite wirtschaftlich bedeutsame Kapitalgesellschaft ist die Aktiengesell­
schaft. Sie ist im AkJienG53 (AktG) 1965 detailliert geregelt, mehrmals novel-
liert.54 Es besteht keine Rechtsgleichheit mit dem völlig erneuerten deutschen 
AktienG55 1965.5 6 
Die AG ist die geeignete Organisationsform für groBe Betriebe. Auf 
Grund ihrer Ausgestaltung ist sie auch besonders zur Aufhahme groBer Mit-
gliedzahlen geeignet. Das persönliche Element tritt weitgehend in den Hinter-
grund.57 
2.9. Die Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH) 
Ausfuhrliche Vorschriften über die Gesellschaft mit beschrankter Haftung je-
doch keine Begriffsbestimmung, enthalt das GmbHG 190658. Das GmbHG 
mehrmals novelliert.59 Trotz mancher Abweichungen besteht eine strukturelle 
5 0
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5 1
 Solche Vereine bestehen heutzutage jedoch nur ganz vereinzelt. 
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Übereinstirnmung mit dem deutschen GmbHG60 1892.61 Die GmbH ist als Kapi-
talgesellschaft juristische Person, verfügt alsó über eigene Rechtspersönlichkeit. 
Die Rechtsform der GmbH ist heutzutage sehr verbreitet62. Grund dafür ist 
wohl unter anderem die Möglichkeit, durch die Wahl dieser Gesellschaftsform 
eine persönliche Haftung weitestgehend auszuschlieBen und damit Vermögensri-
siko zu minimieren.63 
2.10. Die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft (Gen) 
Genossenschaften werden durch das GenossenschaftenG64 (GenG) geregelt, 
vielfach novelliert und nebengesetzlich erganzt.65 Sie sind Vereinigungen von 
nicht geschlossener Mitgliederzahl, die im wesentlichen der Förderung der Er-
werbes oder Wirtschaft ihrer Mitglieder dienen.66 Die leitenden Grundgedanken 
des Genossenschaftsrechts sind Selbsthilfe und Selbstverwaltung. Als Körper-
schaften sind Genossenschaften juristische Personen.67 
2.11. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (VAG) 
In gewisser Weise zwischen Genossenschaft und Vérein steht der Versiche-
rungsverein auf Gegenseitigkeit. Nahere Regelungen finden sich in den §§26 
Deutsches Gesetz betreffend die Gesellschaft mit beschrankter Haftung vom 
20.4.1892, Fassung vom 20.5.1898 GB1 846 idgF (dGmbhG) 
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 Gesetz über Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom 9. April 1873, RGB1. 
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ff68 VersicherungsaufsichtsG (VAG). Der VAG ist einmal dadurch gekennzeich-
net, dass die Mitglieder zugleich die Versicherten sind.69 
2.12. Sparkassen 
Regelungen für Sparkassenvereine enthalt das SparkassenG70. Sparkassenverei-
ne können neben Gemeinden71 als Gründer von Sparkassen72 auftreten, haften 
anders als die Gemeinde jedoch nicht für die Schulden der Sparkasse. Die Spar-
kasse selbst besitzt eigene Rechtspersönlichkeit, hat jedoch keine Eigentümer 
bzw. Mitglieder und gehört daher zu den Anstalten.73 
2.13. Die Europaische Wirtschaftliche Interessenvereinigung74 (EWIV) 
Durch Verordnung (EWG) Nr. 2137/85 der EuropSisehen Gemeinschaft vom 
25.7.1985 ist die erste Gesellschaftsform supranationalen Rechts geschaffen 
worden75: die europaische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWTV). Sie 
gilt unmittelbar in allén Mitgliedstaaten, bedarf aber noch nationaler Ausfuh-
rungsgesetze.76 Und seit dem EU-Beitritt auch österreichischen Unternehmen 
offen steht. Diese neue Gesellschaftsform soll vor allém die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit. von Klein- und Mittelbetrieben sowie von Angehörigen 
freier Berufe erleichtern.77 
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Abkürzungsverzeichnis 
ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch vom 1.6.1881 JGS 946 idgF 
Abs. Absatz 
AG Aktiengesellschaft(en) 
AktG Aktiengesetz vom 31.3.1965 BGB1 98, idF BGB1 1980/542, BGB1 
1882/371 und 1994/153 idgF 
BGB (deutsches) Bürgerliches Gesetzbuch vom 18.8.1896 dRGBl 195 
idgF 
BGB1 Bundesgesetzblatt; zitiert mit Jahr/Nummer 
bzw. Beziehungsweise 
dAktG Deutsches Aktiengesetz 5.9.1965 DBGBl I. 1089 idgF 
dBGBl Bundesgesetzblatt für die Bundesrepublik Deutschland; zitiert mit 
Jahr Teil Seite 
dh. das heipt 
dGmbHG Deutsches Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrankter 
Haftung vom 20.4.1892, Fassung vom 20.5.1898 GB1 846 idgF 
G Gesetz 
Gen Genossenschaft(en) 
GenG Gesetz über die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom 
9.4.1873 RGB1 70 idFBGBl 1974/81,1976/91,1982/371 idgF 
GesbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
GesRZ Der Gesellschafter 
GmbH Gesellschaft mit beschrankter Haftung 
GmbHG Gesetz vom 6.3.1906 über Gesellschaften mit beschrankter Haftung 
RGB1 58, idf 1994/153 idgF 
HGB Handelsgesetzbuch vom 10.5.1897 dRGBl 219 in Österreich einge-
führt durch dRGBl 1938 I. 1999, idgF 
idF In der Fassung 
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Összefoglalás 
Bevezetés az osztrák társasági jogba 
A társasági jog spektruma kimondhatatlanul nagy. Szerteágazó, szinte minden 
jogterületbe „belefutó" szálai nagy nehézségek elé állítják azt a bátor vállalko­
zót, aki teljes tétképet kívánna készíteni a társasági jogról. Már a kiindulópont is 
elidőzésre késztet bennünket. Mi a társaság? Mik tatoznak ebbe a csoportba? A 
társasági jog tágabb fogalomkörében azon személyegyesülések foglalnak helyet, 
amelyek közös cél elérése céljából jönnek létre. A lényeg a személyek társaság 
keretében történő összefogása. 
Ausztriában nincs kodifikált társasági jog. Nem létezik egy speciális, 
minden társasági formát felölelő egységes „társasági törvénykönyv". A társasá­
gokra vonatkozó jogszabályok - hasonlóan a német megoldáshoz - két kardiná­
lis törvényből (az Osztrák Polgári Törvénykönyv és a Kereskedelmi Törvény­
könyv) és egyéb jogszabályokból (jellemzően törvényekből) állnak. 
A tanulmány ismerteti a jelentősebb társasági formákat néhány vonatkozó 
szakirodalom feltüntetésével, majd kitér a numerus clausus érvényesülésére, 
elemzi a szabad jogforma-választás és a típuskényszer kettősségét a jogbiztonság 
szem elé helyezésén keresztül. 
A jogszabályokban meghatározott-adott lehetőségekre utal, és ettől a gon­
dolattól egy zökkenőmentes átvezetéssel a társasági jog jogforrásaihoz jut el. A 
különböző társasági formákat a jogforrások szerinti rendszerben, bizonyos lé­
nyeges kérdéseket megválaszolva, egyenként dolgozza fel. 
A polgári jogi társaság (bürgerlich-rechtliche Erwerbsgesellschaft vagy 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts) vezető helyre kerülését a dogmatikai jelentő­
sége és az Osztrák Polgári Törvényben (Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch) 
való szabályozása indokolja. A két kereskedelmi személyegyesítő társaság: a 
közkereseti társaság (Offene Handelsgeselschaft) és a betéti társaság 
(Kommanditgesellschaft) illetve a csendes társaság (Stille Gesellschaft) a Keres­
kedelmi Törvényben található meg, és érdekességük, hogy a szubszidiárius vi­
szony nem az Osztrák Polgári Törvénykönyv társasági jogi részével, hanem a 
Német Polgári Törvénykönyvvel (Bürgerliches Gesetzbuch) áll fenn. 
Sajátos, csak az osztrák jogban előforduló két speciális forma a „szerze­
ményi" vagy "szerzésre irányuló" társaság, amely a közkereseti- és a betéti tár­
saság mintájára alakul (Offene Erwerbsgesellschaft és Kommandi-
terwerbsgesellschaft), a rájuk vonatkozó szabályok külön törvényben kaptak 
helyet (Erwerbsgesellschaft-Gesetz). 
A gazdasági életben legnagyobb szerepet betöltő két tőkeegyesítő keres­
kedelmi társaság: a részvénytársaság (Aktiengesellschaft) és a korlátolt felelős-
ségű társaság (Gesellschaft mit beschrankter Haftung), ezeknek külön, „saját" 
törvényt szenteltek a jogalkotók. Ez a megoldás érvényesül a szövetkezetek 
(Genossenschaften), a „takarékpénztári egyesületek" (Sparkassenvereine) és a 
„kölcsönös biztosító egyletek" (Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit) sza­
bályozásánál is. 
A sort az Európai Gazdasági Érdekvédelmi Egyesülés (Europáische 
wirtschaftliche Interessenvereinigung) zárja, amely a „legfiatalabb" társasági 
forma, az EK Miniszterek Tanácsa rendeletével alkotta meg, a közösségi jogon 
alapuló személyegyesítő kereskedelmi társaságot. A közösségi jogból ered jog­
alanyiságának elismertsége, ezáltal létében és leglényegesebb jellemzőiben füg­
getlenedik a tagállami jogoktól. 
Az írás minden egyes társasági formánál meghatározza a pontos jogforrási 
helyet, ajelentősebb módosításokat, a gyakorlati jelentőségét és jellemző megje­
lenési esetköreit. 
A tanulmány áttekintő képet tár elénk az osztrák társasági jogról. Alapul 
szolgálhat egy későbbi, a társasági jog egyes részeit feldolgozó elemzésnek, a 
pontos jogszabályhelyek megjelölése pedig segítséget adhat az érdeklődő olvar,. 
sónak a források felkeresésében. 
A tanulmány végén található „Rövidítés-jegyzék" a szövegben található 
rövidítések feloldására szolgál, amely kiegészítő információkat is tartalmaz a 
jogszabályok keletkezésére vonatkozóan. 
